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Die Moskauer Konvention und ihre Vorläufer (ALB-Be- 
stimmungen über Schiedsgerichtsbarkeit) haben die Schieds­
gerichtsbarkeit nicht neu hervorgebracht, sondern knüpfen 
ausdrücklich an die in den RGW-Mitgliedsländern bestehende 
Schiedsgerichtsbarkeit an. Das unterstreicht die große Bedeu­
tung der nationalen Rechtsvorschriften über die internatio­
nale Handelsschiedsgerichtsbarkeit. Deshalb sehe ich die 
Hauptfunktion der~-VO über das schiedsgerichtliche Verfah­
ren vom 18. Dezember 1975 darin, daß sie die Zulässigkeit 
der Schiedsgerichtsbarkeit, die Schiedsfähigkeit der Streit­
sachen (sog. Arbitrabilität) sowie die Zuständigkeit (Kompe­
tenz) von Schiedsrichtern gesetzlich festgelegt hat und im 
übrigen internationalen Regelungen wie der Moskauer Kon­
vention Anwendungspriorität gibt.

Auf welche verfahrensrechtlichen Grundlagen stützt sich das 
Schiedsgericht bei Streitigkeiten, an denen eine Partei oder 
beide Parteien Wirtschaftsorganisationen außerhalb des RGW, 
insbesondere aus dem nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet, 
sind?

Die eben genannte VO vom 18. Dezember 1975 läßt auch für 
die Entscheidung dieser Streitsachen die Schiedsgerichtsbar­
keit zu, und sie anerkennt beide Formen der Schiedsgerichts­
barkeit: ständige (institutionelle) Schiedsgerichte und Ad- 
hoc-Arbitrage. Voraussetzung für die Inanspruchnahme eines 
Schiedsgerichts ist bei dieser Gruppe von Verfahren in jedem 
Fall eine gültige Schieds(gerichts) Vereinbarung der Parteien, 
die entweder im voraus (Schiedsklausel) oder nach dem Ent­
stehen eines Streites (Schiedsvertrag) abgeschlossen wurde.

Die VO empfiehlt, zur Klärung von Einzelheiten der Bil­
dung des Schiedsgerichts (Schiedsausschusses), des Verfah­
rensgangs usw. die Regeln (Schiedsgerichtsordnung) der stän­
digen Schiedsgerichte zugrunde zu legen oder — bei Ad-hoc- 
Arbitrage — international anerkannte Musterschiedsgerichts­
regeln, wie die von der UN-Vollversammlung zur allgemei­
nen Anwendung empfohlenen UNCITRAL Arbitration Rules 
1976, zu vereinbaren. Die VO stellt das gesetzliche Minimum 
an Verfahrensanforderungen auf, die durch solche Regeln so­
wie durch die Parteien und die Schiedsrichter zu beachten 
sind. Ihre Verletzung kann zur Aufhebung des in einem sol­
chen Verfahren ergangenen Schiedsspruchs führen. Darüber 
hinaus enthalten die Bestimmungen der VO den für die In­
gangsetzung, Durchführung und Beendigung eines Schieds­
verfahrens erforderlichen Mechanismus, dessen positive Wir­
kungen sich vor allem dann zeigen, wenn die Schiedsverein- 
barung nicht auf die Regeln eines ständigen Schiedsgerichts 
oder Musterregeln verweist.

Auch für diese Verfahrenskategorie gilt die Vorschrift 
über die Priorität völkerrechtlicher Vereinbarungen. Das be­
trifft vor allem die New Yorker Konvention über die Aner­
kennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche vom 
10. Juni 1958 und die Europäische Konvention über die Inter­
nationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit vom 21. April 1961. 
Die DDR ist beiden Konventionen im Jahre 1976 beigetreten.

Es wäre interessant, noch etwas über die materiell-rechtlichen 
Grundlagen der Entscheidungen des Schiedsgerichts bei der 
Kammer für Außenhandel zu erfahren.

Die Schiedsgerichtsbarkeit in der DDR versteht sich als eine 
Arbitrage de jure, d. h. alle Schiedssprüche beruhen auf 
Rechtsanwendung und nicht auf bloßen Billigkeitserwägun­
gen. Für die Streitsachen zwischen Wirtschaftsorganisationen 
der RGW-Mitgliedsländer ist die Frage verhältnismäßig ein­
fach zu beantworten: In den ALB/RGW und den anderen 
gleichartigen Rechtsdokumenten des RGW besitzen wir ein 
entwickeltes, international einheitliches Vertragsrecht, das 
speziell auf die Regelung sozialistischer internationaler Wirt­
schaftsbeziehungen ausgerichtet ist. Sollte eine konkrete Frage 
nicht oder nicht ausreichend im Vertrag und in diesen Rechts­
vorschriften geregelt sein, greift die einheitliche Kollisions­
regel ein — sie ist Bestandteil der ALB/RGW 1968/1975 i. d. F. 
1979 — und verweist auf die subsidiäre Anwendung des Rechts 
des Liefererlandes. Wird so auf DDR-Recht verwiesen, kommt 
das Gesetz über internationale Wirtschaftsverträge (GIW)

vom 5. Februar 1976 zur Anwendung, in der CSSR das Ge­
setzbuch des internationalen Handels (Gesetz Nr. 101/63) und 
in anderen RGW-Mitgüiedsländern deren allgemeines Zivil- 
recht.

In Verfahren mit Parteien aus Ländern, die nicht Mitglied 
des RGW sind, wird zunächst geprüft, ob im Vertrag eine 
Klausel enthalten ist, wonach die Parteien selbst das maßge­
bende Recht wählen (sog. Rechtswahlklausel). Fehlt sie, wird 
das maßgebende materielle Recht entsprechend den Anknüp­
fungsregeln unseres Rechtsanwendungsgesetzes vom 5. De­
zember 1975 bestimmt. Das ist die Praxis. Theoretisch haben 
die Schiedsrichter von dem Kollisionsrecht auszugehen, das 
anzuwenden sie für angemessen halten, d. h. es muß nicht 
das Kollisionsrecht des Verfahrensorts sein. Diese Möglich- 
heit hat sicherlich eher in der Ad-hoc-Arbitrage Bedeutung, 
weil hier der Verfahrensort oft recht zufällig gewählt wird 
und mit der Streitsache oder mit den Parteien keine direkte 
Verbindung hat. In jedem Fall werden die vertraglichen Ver­
einbarungen zwischen den Parteien und ggf. Handelsbräuche 
bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt.

Können Entscheidungen des Schiedsgerichts vollstreckt wer­
den?

Die Schiedssprüche sowie Einigungen vor Schiedsrichtern sind 
gesetzlich anerkannte Rechtstitel. Aus ihnen könnte erfor­
derlichenfalls die Vollstreckung betrieben werden. Einzelhei­
ten regeln sowohl die Moskauer Konvention 1972 als auch die 
New Yorker Konvention 1958 jeweils für die von ihnen erfaß­
ten Verfahrenskategorien sowie die VO über das schiedsge­
richtliche Verfahren vom 18. Dezember 1975 und die ZPO.

Praktisch traten diese Fragen jedoch bisher nicht auf. 
Üblicherweise werden Entscheidungen der Schiedsgerichte 
bei den Handelskammern der Mitgliedsländer des RGW ohne 
weiteres anerkannt und freiwillig erfüllt. Die rechtliche Mög­
lichkeit ihrer sofortigen Vollstreckung begünstigt sicherlich 
diese Haltung gegenüber schiedsgerichtlichen Entscheidun­
gen.

Wie lassen sich die Erfahrungen aus der Tätigkeit der inter­
nationalen Handelsschiedsgerichtsbarkeit in die kommer­
zielle Praxis umsetzen?

Im Unterschied zur Ad-hoc-Arbitrage bieten ständige Schieds­
gerichte die Möglichkeit, eine feste Spruchpraxis zu wieder­
kehrenden Rechtsfragen zu entwickeln. Diese Spruchpraxis 
wird in der Fachpresse bekanntgemacht. Die Kammer für 
Außenhandel der DDR und die Handelskammern anderer 
Länder geben auch Sammlungen von Schiedssprüchen heraus.

Daneben werden Fragen der Schiedsgerichtsbarkeit, aus­
gehend von den aus der Praxis des Schiedsgerichts bei der 
Kammer für Außenhandel der DDR gewonnenen Erfahrun­
gen und Erkenntnissen, in größeren Publikationen behandelt, 
z. B. im Kommentar zu den ALB/RGW, im GIW-Kommen- 
tar, in den Handbüchern zum Außenhandelsvertrag sowie in 
den Grundrissen zum Recht der sozialistischen ökonomischen 
Integration und zum Recht der internationalen Wirtschafts­
beziehungen. Schiedsrichter treten auch gern als Referenten 
in Weiterbildüngsveranstaltungen und auf Fachtagungen auf, 
um ihre verallgemeinerten Erfahrungen weiterzuvermitteln. 
In erster Linie geht es darum, aus abgeschlossenen Verfah­
ren, aus den dort zutage getretenen Mängeln in der Vertrags­
vorbereitung und -durchführung zu lernen, um künftig Feh­
lerquellen rechtzeitig zu erkennen und von vornherein zu 
vermeiden.
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